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Mietvertrag


Mietvertrag

abgeschlossen zwischen 
…………………………………………………

 als Anlagenerrichterin bzw. -eigentümerin und Mieterin,

im Folgenden „Betreiberin“ genannt,

sowie der

………………………………………………………….

, im Folgenden kurz „Eigentümergemeinschaft“ genannt, vertreten durch den Verwalter
……………………………..………………………………………. .
I. Präambel:
Auf dem Grundstück xxxxx der Katastralgemeinde xxxxx Salzburg mit der Grundstücksadresse WohnGEA Projektstandort in Salzburg, vorgetragen in der EZ xxxxx, besteht eine Wohnungseigentumsanlage. Die Betreiberin beabsichtigt, auf dem Dach dieses Gebäudes eine Photovoltaikanlage (PV-Anlage) zur Stromerzeugung und damit gleichzeitig zum Klimaschutz zu betreiben. Zu diesem Zweck schließt die Betreiberin mit den teilnehmenden Zählpunktinhabern einen Errichtungs- und Betriebsvertrag über eine Photovoltaikanlage samt Speicher, Verteilungsleitungen, Meß- und Regeleinrichtungen als gemeinschaftliche Energieerzeugungsanlage.
Die zuvor beschriebene Anlage wird auf Gemeinschaftsflächen der Eigentümergemeinschaft und somit aus der Sicht der Betreiberin auf Fremdeigentum errichtet. Gegenstand dieses Vertrages ist daher die Vermietung der erforderlichen, nachstehend näher beschriebenen Dachflächen und sonstigen Allgemeinflächen dieses Gebäudes zum Zwecke der Errichtung und des Betriebes dieser Anlage und die Gestattung der Errichtung und des dauernden Betriebes aller erforderlichen technischen Einrichtungen dieser gemeinschaftlichen Energieerzeugungsanlage.

Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die zu errichtende PV-Anlage auch nach der Montage im Eigentum der Betreiberin verbleibt, mithin auch nicht Bestandteil des Gebäudes wird und daher nicht in das Eigentum der Miteigentümer/Wohnungseigentümer übergeht. 
II. Vertragsgegenstand
1.1. Die Eigentümergemeinschaft EZ xxxxx der Katastralgemeinde xxxxx Salzburg überlässt somit der Betreiberin zu den nachstehend angeführten Bedingungen die Nutzung der weiter unten näher beschriebenen Dachflächen des Gebäudes zum Zwecke der Errichtung und des Betriebes der Photovoltaikanlage auf Kosten der Betreiberin und gestattet der Betreiberin auch die Installation und dauerhafte Unterhaltung aller zu diesem Betrieb erforderlichen Verteilungsleitungen, Speicheranlagen, Mess- und Regeleinrichtungen und sonstigen Anlagen (zum Beispiel Laufwege). 
Der erzeugte Strom wird in das hauseigene Leitungsnetz der Wohnungseigentumsanlage eingespeist, um von den teilnehmenden Berechtigten (den Vertragspartnern der des Errichters aus dem Errichtungs- und Betriebsvertrag) verbraucht zu werden. Ein allenfalls den aktuellen Bedarf übersteigender Strom wird auf Rechnung der Betreiberin in das öffentliche Stromnetz eingespeist.
Die Lage der hauseigenen Stromleitungsführung, welche von der Betreiberin für den durch die zu errichtende PV-Anlage erzeugten Strom verwendet werden darf, ergibt sich aus dem dieser Vereinbarung als Beilage ./1 beigelegten Leitungsführungsplan. Die notwendigen Kosten des Anschlusses der Anlage an den technisch und wirtschaftlich günstigsten Verknüpfungspunkt mit dem hauseigenen Stromnetz trägt die Betreiberin. 
Die zu diesem Zweck auf dem Dach des gegenständlichen Gebäudes vermietete Fläche beträgt _______ m². Die Betreiberin übernimmt die Dachfläche wie besichtigt. Als Beilage ./2 zu diesem Vertrag ist ein Plan beigefügt, in dem die betreffende Fläche rot markiert ist

Alle für die Projektierung, die Errichtung, den laufenden Betrieb, die Wartung und erforderlichen Reparaturen während der gesamten Vertragslaufzeit auflaufenden Kosten trägt die Betreiberin.
1.2. Die Betreiberin hat die Lage sowie die bauliche Ausführung der PV-Anlage, den Verlauf und die Verlegung der Anschlussleitungen sowie den Installationsort für die sonstigen Anlagen sowie alle sonstigen im Zusammenhang stehenden technischen und baulichen Anlagen bzw. Arbeiten entsprechend den geltenden behördlichen Vorschriften zu bestimmen, die Anlage in diesem Sinn zu errichten und zu betreiben und um alle erforderlichen behördlichen Bewilligungen auf eigene Kosten einzukommen. Dies betrifft insbesondere auch allfällige Laufwege auf dem Dach sowie einzuhaltende Abstände. 
1.3. Die Lage der Bestandteile der PV-Anlage, der Verlauf der Anschlussleitungen sowie der Installationsort für die sonstigen Anlagen sind von der Betreiberin sachgerecht zu dokumentieren, in einem Plan einzuzeichnen und der Eigentümergemeinschaft zuhanden des Verwalters spätestens bei Fertigstellung, jedenfalls aber noch vor Inbetriebnahme der Anlage, zu übergeben. Diese Dokumentations- und Plangrundlagen werden nach endgültiger Fertigstellung Bestandteil des Vertrages. Ebenfalls sind hierin allfällige Laufwege auf dem Dach und einzuhaltende Abstände zu dokumentieren und im Plan zu vermerken. 
1.4. Die Eigentümergemeinschaft übernimmt keine Gewähr für Größe, Güte, Beschaffenheit und Eignung der vertragsgegenständlichen Dachflächen und sonstigen für den Betrieb der PV-Anlage erforderlichen Gebäudeteile.
1.5. Zur Gewährleistung eines dauerhaften und sicheren Betriebes der PV-Anlage sind auch Sanierungsarbeiten am Dach erforderlich, die von der Betreiberin auf eigene Kosten vor bzw. im Zuge der Errichtung der PV-Anlage durchgeführt werden. Der damit für die Eigentümergemeinschaft verbundene Vorteil einer künftigen Ersparnis von Sanierungskosten in Höhe von 5000€ wird bei Festlegung des Mietentgeltes als Mietvorauszahlung berücksichtigt. 
III. Vertragsbeginn, laufzeit
3.1. Der Vertrag beginnt am ………… und wird auf unbestimmte Dauer abgeschlossen. 
3.2. Eine ordentliche Aufkündigung dieses Vertrages ist unter Einhaltung einer 3-monatigen Kündigungsfrist zu jedem Monatsletzten zulässig. Eine Aufkündigung seitens der Eigentümergemeinschaft ist jedoch nur zulässig, wenn zuvor ein Eigentümerbeschluss über die Aufkündigung dieses Vertrages nach den jeweils geltenden Regeln des Wohnungseigentumsgesetzes, jedenfalls aber mit einer Mehrheit der Gesamtanteile, rechtsgültig zustande gekommen ist.

3.3. Die Eigentümergemeinschaft verzichtet auf ihr Recht zur ordentlichen Aufkündigung dieses Mietvertrages für die Dauer von 30 Jahren ab Inbetriebnahme der Anlage.
3.4. Das Recht zur Aufkündigung des Vertrages aus den Gründen des § 1118 ABGB bleibt der Eigentümergemeinschaft unbenommen. Auch eine Aufkündigung aus diesen Gründen bedarf jedoch der vorherigen Beschlussfassung der Eigentümergemeinschaft mit einer Mehrheit der Anteile bezogen auf die gesamte Einlage. Diesem Beschluss hat eine nachweisliche schriftliche Aufforderung zur Behebung der Beendigungsgründe unter Setzung einer jedenfalls noch vor der Beschlussfassung liegenden Frist von einem Monat vorauszugehen.
3.5. Im Falle einer Beendigung der Betriebsführung der PV-Anlage durch die Mieterin haben die Eigentümergemeinschaft und, für den Fall, dass diese ihr Recht nicht ausübt, die Zählpunktinhaber das Recht, die PV-Anlage nach den Bestimmungen des Punktes XI dieses Vertrages zu erwerben und weiter zu betreiben.
IV. Mietentgelt 
4.1. Das Mietentgelt für die Überlassung der vertragsgegenständlichen Allgemeinflächen der Eigentümergemeinschaft ist in Form einer jährlich zu bezahlenden Mietenkomponente einerseits und in einer durch die von der Betreiberin bezahlten notwendigen Sanierungen am Dach beglichenen Mietvorauszahlung zu entrichten.

4.2. Das jährliche Mietentgelt beträgt € ………….. (€ ……. /m²) inklusive USt. Für nicht volle Kalenderjahre ist ein entsprechendes monatliches aliquotes Mietentgelt zu bezahlen. 
4.3. Das jährliche Mietentgelt ist jährlich im Vorhinein bis 15. März eines jeden Kalenderjahres zur Zahlung fällig. Die erste Zahlung ist in dem bzw. für das Monat fällig, in dem mit der Errichtung der Photovoltaikanlage begonnen wird. Die Zahlung hat auf das von der Eigentümergemeinschaft bekannt gegebene Bankkonto zu erfolgen.  

4.4. Die Verpflichtung zur Bezahlung des jährlichen Mietentgelts endet, sofern es zu keiner Übernahme der Anlage nach den Bestimmungen des Paragrafen XI. dieses Vertrages kommt, mit dem Ende des Monats des vollständigen Abbaus der PV-Anlage sowie der vertragsgemäßen Beseitigung der zugehörigen sonstigen Anlagen. Im Falle der Übernahme der Anlage und des Fortbetriebes durch die Eigentümergemeinschaft oder durch Zählpunktinhaber endet die Verpflichtung der Betreiberin zur Mietzahlung mit Ablauf der Kündigungsfrist oder einer allenfalls früheren Aufnahme der Mietzahlungen durch die neue Betreiberin/den neuen Betreiber.
4.5. Mit der Miete sind allfällige sonstige Beeinträchtigungen der Gebäudenutzung sowie allfällige sonstige wirtschaftliche Beeinträchtigungen der Liegenschaft durch die Anlagenerrichtung, somit auch ein allfälliger geringerer Erlös bei einem Verkauf abgegolten. 
4.6. Es wird ausdrücklich die Wertbeständigkeit des jährlichen Mietentgeltes vereinbart. Grundlage der Wertsicherung ist der Jahresdurchschnitt des Verbraucherpreiseindex 2020 der Statistik Austria für das Jahr 2020 (100). Das Mietentgelt erhöht oder vermindert sich alljährlich im selben Ausmaß, wie sich der Jahresdurchschnitt des Verbraucherpreiseindex 2020 für das vorangegangene Kalenderjahr gegenüber der Ausgangsbasis 100 erhöht oder vermindert hat. Die Berechnung der Wertsicherung ist durch die Betreiberin alljährlich unaufgefordert vor Überweisung der Jahresmiete vorzunehmen.
4.7. Im Falle eines Zahlungsverzuges der Betreiberin sind Verzugszinsen in Höhe von 4 % über dem Basiszinssatz im Zeitpunkt der Fälligkeit der Jahresmiete zu bezahlen. 
4.8. Vor bzw. während der Errichtung der PV Anlage wird die Betreiberin zur Gewährleistung eines sicheren und dauerhaften Betriebes der Anlage auch diverse Sanierungsarbeiten im Dachbereich der Wohnungseigentumsanlage vornehmen. Durch diese Arbeiten wird sich die Eigentümergemeinschaft in gewissem Umfang künftige Sanierungskosten im Dachbereich ersparen. Dieser geldwerte Vorteil der Sanierungsarbeiten auf Kosten der Betreiberin wird als weitere Mietenkomponente im Sinne einer Mietvorauszahlung in Höhe eines Betrages von                           einvernehmlich festgelegt und als Vorauszahlung für eine Vertragslaufzeit von 30 Jahren angerechnet. Im Falle einer Vertragsauflösung nach dem 20. vollen Betriebsjahr verfällt der nicht konsumierte Vorauszahlungsanteil zugunsten der Eigentümergemeinschaft. Im Fall einer Vertragsbeendigung vor dem vollendeten 20. Betriebsjahr ist der Betreiberin der unter Berücksichtigung einer linearen Abschreibung von einem Dreißigstel der Gesamtsumme pro begonnenem Betriebsjahr nicht konsumierte aliquote Anteil dieser Vorauszahlung von der Eigentümergemeinschaft zu ersetzen.
V. Installation der Anlage
5.1. Die Betreiberin hat vor Ausführung der Maßnahmen in eigener Verantwortung und auf eigene Kosten die Statik des Gebäudes, insbesondere der Dachkonstruktion, auf die zu erwartende Belastung durch die PV-Anlage zu prüfen. Ebenso hat die Betreiberin auf eigene Kosten Pläne zur Leitungsführung des zu benutzenden Hausnetzes zu erstellen und den Nachweis zur Statik sowie die erstellten Pläne umgehend der Eigentümergemeinschaft zur Kenntnisnahme zu übermitteln. 
5.2. Die Betreiberin verpflichtet sich, auf eigene Kosten die für die Errichtung und den Betrieb der PV-Anlage erforderlichen Genehmigungen jeglicher Art zu beschaffen. Die Eigentümergemeinschaft ist verpflichtet, die dazu nötigen Zustimmungen und Willenserklärungen unverzüglich abzugeben. 
5.3. Soweit es für die technische Installation von Leitungen oder sonstigen Anlagenteilen erforderlich ist, diese durch festgelegte Brandabschnitte zu verlegen, müssen die jeweiligen Durchführungen, Öffnungen oder ähnliches wieder ordnungsgemäß entsprechend den baupolizeilichen Vorschriften geschlossen und gemalt werden.
5.4. Sollten künftig Nachweise oder bauliche Veränderungen durch Behördenauftrag erforderlich werden, die auf die Installation und den Betrieb der PV-Anlage zurückgehen, gehen diese Maßnahmen sowohl in der Ausführung als auch in der Kostentragung allein zu Lasten der Betreiberin. Die Eigentümergemeinschaft wird die Betreiberin hierüber informieren und zur Ausführung der entsprechend notwendigen Maßnahmen auffordern. 

5.5. Nach der Installation der PV-Anlage findet eine gemeinsame Abnahme mit Vertretern der Eigentümergemeinschaft sowie der Betreiberin statt. Über die Abnahme ist ein schriftliches Protokoll zu erstellen und von der Eigentümergemeinschaft und der Betreiberin zu unterzeichnen. Werden bei der Abnahme Mängel festgestellt, so sind diese innerhalb von einem Monat, vom Tage der Abnahme gerechnet, zu beseitigen.
5.6. Für alle im und am Gebäude der Eigentümerin durch die Installation oder den Betrieb der PV-Anlage und sämtlicher dazugehörigen Teile verursachten oder veranlassten Maßnahmen übernimmt die Betreiberin die Gewährleistung im gesetzlichen Ausmaß. Ebenso obliegt der Betreiberin auch die Verkehrssicherungspflicht für die gesamte PV-Anlage.

VI.  Eigentums- und Nutzungsrechte
6.1. Die PV-Anlage, die allenfalls zusätzlich zu den hauseigenen Leitungen gemäß Blg./1 vom Betreiber verlegten Leitungen, die Schalt und Meßanlagen sowie die sonstigen vom Betreiber eingebrachten Sachen sind und bleiben Eigentum der Betreiberin und dürfen nur durch diese benützt werden.

6.2. Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die PV-Anlage nicht Bestandteil des Gebäudes wird und nicht dem wirtschaftlichen Zweck des Gebäudes dient.

6.3. Im Übrigen sind sich die Parteien auch darüber einig, dass die PV-Anlage so installiert wird, dass sie ohne wesentlichen Eingriff in die Bausubstanz wieder entfernt werden kann.

6.4. Bauliche Veränderungen sowie andere Maßnahmen am Gebäude oder auf dem Grundstück, die keine Leistungsminderung der Anlage bewirken können, dürfen ohne Rücksprache mit der Betreiberin vorgenommen werden. Bei allen Maßnahmen am Gebäude und auf dem Freigelände ist jedoch entsprechende Rücksicht auf die PV-Anlage zu nehmen. Dies gilt insbesondere auch für geplante hochstämmige Umgebungsbepflanzungen. Die Eigentümergemeinschaft hat die vermietete Fläche, soweit ihr das rechtlich möglich ist, insbesondere frei von Beschattung zu halten.
VII. Pflichten der Eigentümergemeinschaft

7.1. Die Eigentümergemeinschaft verpflichtet sich, alles zu unterlassen, was die Interessen der Betreiberin, insbesondere die ungehinderte Planung und Errichtung und den ungestörten Betrieb, die Wartung sowie Erneuerung der PV-Anlage beeinträchtigen könnte.

7.2. Die Eigentümergemeinschaft trägt weiterhin die Steuern und Abgaben für das Grundstück. Sollte es aufgrund der Errichtung der PV-Anlage zu einer Erhöhung der Steuervorschreibung kommen, ist die Betreiberin verpflichtet, die Miteigentümer so zu stellen, dass eine auf die PV-Anlage zurückzuführende zusätzliche Steuerbelastung wirtschaftlich von der Betreiberin getragen wird.
7.3. Die Eigentümergemeinschaft verpflichtet sich, in allfälligen Behördenverfahren die für die Erreichung des Vertragszwecks nötigen Zustimmungen und Willenserklärung über Aufforderung ohne Zeitverzug abzugeben. 

7.4. Die Eigentümergemeinschaft verpflichtet sich, über den Abschluss dieses Mietvertrages einen den Regeln des WEG 2002 entsprechenden Mehrheitsbeschluss herbeizuführen und der Betreiberin einschließlich der Kundmachungsdaten bekanntzugeben.

7.5. Um einen dauerhaften und störungsfreien Betrieb der PV-Anlage zu gewährleisten und die Verpflichtungen aus dem Errichtungs- und Betriebsvertrag gegenüber den teilnehmenden Berechtigten jederzeit erfüllen zu können, benötigt die Betreiberin den jederzeitigen uneingeschränkten Zutritt zur PV-Anlage und zu allen zum Betrieb erforderlichen Einrichtungen. Die Eigentümergemeinschaft sichert den jederzeitigen Zugang zu allen Anlagen, Leitungs- und Steuerungseinrichtungen zu. Der Betreiberin sind zu diesem Zweck die erforderlichen Schlüssel, Zugangscodes und Werkzeuge auf Dauer dieses Mietvertrages zur Verfügung zu stellen. 

VIII. Pflichten der Betreiberin
8.1. Sie Betreiberin verpflichtet sich, alle Rechte aus diesem Vertrag möglichst schonend auszuüben und die PV-Anlage und die (elektrischen) Leitungsanlagen in gutem Zustand zu erhalten. Insbesondere ist die Betreiberin verpflichtet, die PV-Anlage entsprechend den geltenden zwingenden gesetzlichen Vorschriften zu errichten und zu betreiben. 
8.2. Die Betreiberin verpflichtet sich, der Eigentümergemeinschaft den geplanten Baubeginn, Vermessungs- und Planungsarbeiten sowie technische Vorerhebungen im Vorhinein mitzuteilen, Begehungen mit Planern, Behördenvertretern und Baufirmen nach Möglichkeit eine Woche vorher bekannt zu geben, ausgenommen bei Gefahr im Verzug und bei Betriebsstörungen der Anlage. Die Beeinträchtigungen sind dabei möglichst gering zu halten. 

8.3. Die Betreiberin verpflichtet sich, diesen Vertrag unmittelbar nach Unterfertigung beim Finanzamt Österreich, Dienststelle für Sonderzuständigkeiten, auf ihre Kosten anzuzeigen und die entsprechende Rechtsgeschäftsgebühr vollständig und fristgerecht abzuführen. Die Rechtsgeschäftsgebühr ist von der Betreiberin zu tragen. Sie hält die Eigentümergemeinschaft hinsichtlich der vollständigen und fristgerechten Abfuhr der Rechtsgeschäftsgebühr Stadt- und klaglos.
8.4. Die Betreiberin ist berechtigt, jederzeit Änderungen an den errichteten Anlagen vorzunehmen, soweit dies dem Vertragszweck des Errichtungs- und Betriebsvertrages dienlich und förderlich ist. 

8.5. Die Eigentümergemeinschaft erteilt der Betreiberin Vollmacht, die Eigentümergemeinschaft in allen Energiegemeinschaften betreffenden Angelegenheiten (§§ 16b und 16c ElWOG) zu vertreten. Die Betreiberin erklärt, diese Bevollmächtigung rechtsverbindlich anzunehmen.
IX. Verkehrssicherungspflicht und Haftung
9.1. Der Betreiberin obliegt die Verkehrssicherungspflicht hinsichtlich der gesamten Anlage. Die Betreiberin haftet für sämtliche Schäden, die durch die Verletzung der ihr obliegenden allgemeinen Verkehrssicherungspflicht entstehen und auch für Schäden, die der Eigentümergemeinschaft oder Dritten durch die Errichtung, die Inbetriebnahme und/oder den Betrieb bzw. der Wartung der PV-Anlage entstehen. 
9.2. Die Betreiberin ist verpflichtet, eine Betriebshaftpflichtversicherung für die von der PV-Anlage ausgehende Gefahren (Insbesondere auch für Brand- und Sturmschäden) gegenüber Dritten, in angemessener Höhe , zumindest mit einer Versicherungssumme von  Euro ………………………. ab Baubeginn abzuschließen und während der gesamten Vertragsdauer aufrecht zu erhalten. Der Eigentümergemeinschaft ist die Versicherungspolizze vor Baubeginn und in der Folge auf ihr jeweiliges Verlangen vorzulegen. 
9.3. Die Eigentümergemeinschaft haftet für Schäden an der Anlage der Betreiberin, die durch Wohnungseigentümer oder durch von der Eigentümergemeinschaft beauftragte Dritte fahrlässig oder vorsätzlich verursacht sind.
9.4. Die Betreiberin sichert zu, dass die gesamte PV-Anlage auf dem Grundstück der Wohnungseigentumsanlage keine Störungen von elektrischen Geräten, Antennen- oder Computeranlagen verursacht. 
9.5. Die Eigentümergemeinschaft hat die Betreiberin unverzüglich nachweislich zu informieren, wenn
a) die Beschaffenheit des Daches nicht mehr geeignet ist, die Sicherheit und Standfestigkeit der PV-Anlage zu gewährleisten;

b) die Eigentümergemeinschaft Dachreparaturen in Auftrag geben möchte;

c) die Eigentümergemeinschaft andere bauliche Maßnahmen am Dach plant; 

d) bei allen sonstigen Vorgängen und Angelegenheiten, die geeignet sind, nachteilig auf die Zuverlässigkeit und Wirksamkeit der PV-Anlage einzuwirken.

X. Bau-, Wartungs- und Reparaturmassnahmen
10.1. Die Betreiberin ist verpflichtet, die technischen und baulichen Anlagen unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorschriften und der anerkannten Regeln der Technik zu errichten, zu betreiben und zu erhalten. Sie hat dafür Sorge zu tragen, dass diese Arbeiten ausschließlich von dazu berechtigten Unternehmen durchgeführt werden. 
10.2. Im Falle von zwingend notwendigen Dachreparaturen hat die Eigentümergemeinschaft mit der Betreiberin binnen angemessener Frist Kontakt aufzunehmen, um die technisch wirtschaftlich sinnvollste Lösung für derartige Reparaturarbeiten festzulegen. 
10.3. Die Betreiberin hat die Anlage zu jedem Zeitpunkt in einem Zustand zu halten, der sicherstellt, dass von ihr keine Gefahr für Personen oder Sachen ausgeht. Die dafür erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen sind auf Kosten der Betreiberin zu treffen. Geschieht dies nicht, kann die Eigentümergemeinschaft nach erfolgloser Aufforderung der Betreiberin entsprechende Maßnahmen zur Gefahrenbeseitigung auf Kosten und Rechnung der Betreiberin vornehmen. 
XI. Erwerbsrecht

11.1. in allen Fällen einer Beendigung der Betriebsführung durch die Errichter hat die Eigentümergemeinschaft der Liegenschaft das vorrangige Recht zum Erwerb der GEA mitsamt allen zugehörigen Einrichtungen zum Zwecke des künftigen Fortbetriebes der Anlage auf Rechnung der Eigentümergemeinschaft.

11.2. Übt die Eigentümergemeinschaft ihr Recht zum Erwerb der Anlage nicht aus, steht dieses Recht den übernahmswilligen bisherigen teilnehmenden Berechtigten gemeinsam zu. In diesem Fall ist es Sache der übernahmswilligen Zählpunktinhaber, für die Gemeinschaft der Übernehmenden eine ihnen genehme Rechtsform für den künftigen Betrieb der Anlage zu wählen. Voraussetzung einer Übernahme der Anlage durch eine Gruppe von Zählpunktinhabern oder eine von ihnen gebildete Rechtsform ist die Duldung dieser Übernahme durch die Eigentümergemeinschaft, die in diesem Fall ein Mietverhältnis mit den übernahmswilligen Zählpunktinhabern (in welcher Rechtsform immer) abschließen muss.
11.3. Die Übertragung der Anlage an die Eigentümergemeinschaft oder an die übernahmswilligen Zählpunktinhaber erfolgt seitens der bisherigen Betreiberin und Ausschluss jeglicher Gewährleistung, in jenem Zustand, wie sich die Anlage im Zeitpunkt des Erwerbs präsentiert.
11.4. In jedem Fall eines Erwerbes der Anlage im Sinne dieses Vertragspunktes hat der / haben die Erwerber der bisherigen Betreiberin den Unternehmenswert der Anlage im Zeitpunkt des Erwerbes zu ersetzen. Dieser Unternehmenswert ist von einem gemeinsam zu bestellen Buchsachverständigen auf Grundlage der Ermittlung der abzuzinsenden künftigen Zahlungsüberschüsse, somit nach dem Discounted-Cash-Flow-Verfahren, zu ermitteln.

11.5. Die Gemeinschaftsenergieanlagen GmbH bietet in diesem Fall der Eigentümergemeinschaft oder den übernahmswilligen Zählpunktinhabern zum Zwecke der Fortführung des Betriebes der Anlage den Abschluss eines Betriebsführungsvertrages an, zufolge dessen die bisherige Betreiberin den laufenden Betrieb und die Wartung der Anlage gegen ein angemessenes Entgelt auf Rechnung und Risiko der künftigen Betreiberin übernimmt.

XII. Rückstellung

12.1. im Falle der Beendigung dieses Mietvertrages ist die Mieterin, sofern es zu keinem Erwerb der Anlage durch die Eigentümergemeinschaft oder übernahmswillige Zählpunktinhaber kommt, verpflichtet, die PV-Anlage samt allen zugehörigen Teilen unverzüglich, spätestens innerhalb von 6 Monaten nach Vertragsbeendigung, restlos und ohne Beschädigung der Bausubstanz auf eigene Kosten zu entfernen und den ursprünglichen Zustand so weit wie möglich wiederherzustellen. Der Anfangszustand wird daher zu Beginn des Vertrages entsprechend dokumentiert.

12.2. Leitungen, die unter Putz verlegt oder in sonstiger Weise nicht erkennbar sind, gehen mit der Entfernung der PV-Anlage kostenfrei in das Eigentum der Liegenschaftseigentümer über. Die ehemalige Mieterin ist nicht verpflichtet, Leitungen zu entfernen, die optisch nicht erkennbar sind. Sämtliche Öffnungen, Bohrungen, Durchführungen etc. im Mauerwerk sind von der ehemaligen Mieterin ordnungsgemäß zu verschließen und zu übermalen.

XIII. Kosten

Sämtliche mit der Errichtung und Vergebührung dieses Vertrages in Zusammenhang stehenden Kosten und Abgaben aller Art gehen zulasten der Betreiberin.

XIV. Schlussbestimmungen
14.1. Dieser Vertrag unterliegt der Schriftform. Zu diesem Vertrag gibt es weder mündliche noch schriftliche Nebenabreden. Nachträgliche Ergänzungen oder sonstige Änderungen des Vertrages bedürfen der Schriftform. Die Aufhebung des Schriftformerfordernisses ist ebenfalls nur schriftlich möglich. 
14.2. Soweit in diesem Vertrag keine besonderen Vereinbarungen getroffen werden, gelten die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen.
14.3. Rechtswirksame Zustellungen der Vertragsparteien erfolgen an die eingangs genannter bzw. die zuletzt den Vertragsparteien nachweislich bekannt gegebenen Anschriften. 
14.4. Im Falle von Rechtsstreitigkeiten unterwerfen sich die Vertragsparteien der ausschließlichen Zuständigkeit des für die Landeshauptstadt Salzburg sachlich zuständigen Gerichtes.
Salzburg, am __________________

………………………………….…


Teilnehmende Berechtigte


(„Name einfügen“)








………………………………….…


Betreiberin


(„Name einfügen“)











23.05.2023 13:00
 [Hier eingeben]


